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kungen auf Grund bestimmter objektiver oder subjektiver 
Umstände nicht eintreten werden, diese Hoffnung sich aber 
nicht erfüllt. Die erhofften Umstände müssen mit einer ge­
wissen Wahrscheinlichkeit geeignet sein, die schädlichen Fol­
gen zu vermeiden. Hierbei sind u. a. die Stellung des Werk­
tätigen in der betrieblichen Leitungspyramide, seine Berufs­
erfahrung, Qualifikation sowie allgemeine und berufsspezi­
fische Anforderungen von wesentlicher Bedeutung.

Dazu ebenfalls ein Beispiel:
Ein Verkaufsstellenleiter hatte wiederholt in einem an 

die Verkaufseinrichtung angrenzenden Flur eines Wohnhau­
ses längere Zeit unbeaufsichtigt Waren gelagert, ohne daß in 
der Vergangenheit dadurch Verluste eingetreten waren. Diese 
Pflichtverletzung bei der Warenlagerung führte in einem 
Fall — offensichtlich durch Diebstahl bedingt — zu einem 
Schaden. Obwohl er die ihm obliegende Pflicht kannte, den 
Schutz des sozialistischen Eigentums zu gewährleisten 
(Ziff. 2.4. der Anlage zur Anweisung Nr. 9/85), sorgte er nicht 
für die gebotene und objektiv mögliche sichere Verwahrung 
der Waren. Er hat den Schaden also bewußt fahrlässig her­
beigeführt und ist somit gemäß § 261 Abs. 1 und 2 AGB bis 
zur Höhe des monatlichen Tariflohns verantwortlich.

Für die Unterscheidung beider Schuldarten ist mithin fol­
gendes ausschlaggebend:
— Beim bedingten Vorsatz ist der Werktätige mit der Her­

beiführung der schädlichen Folgen einverstanden; er läßt 
bewußt zu, daß diese eintreten.

— Bei der bewußten Fahrlässigkeit vertraut der Werktätige 
leichtfertig auf die Vermeidung der voraussehbaren 
schädlichen Folgen.
Untersuchungen haben ergeben, daß mitunter Inventur­

ergebnisse, oft über einen längeren Zeitraum hinweg, von 
den Verantwortlichen manipuliert wurden. In der Regel er­
folgte dies in Form von
— fiktiven Warenumlagerungen,
— nicht ordnungs- und fristgemäßen Belegvorlagen,
— fingierten Erhöhungen des Warenbestandes bzw. des Um­

satzes,
— Nichtausweisung von sonstigen Erlösen und
— Vortäuschung angeblich getätigter Reklamationen.

Des öfteren handelte es sich um die Verschleierung bereits 
eingetretener Verluste, d. h. die eigentlichen Ursachen des 
Schadens lagen nicht in der Manipulation selbst. Bei fingiert 
vorgenommener Erhöhung des Ist-Bestandes kann jedoch 
durch Gegenüberstellung mit dem Soll-Bestand geschlußfol- 
gert werden, daß der durch die Täuschungshandlung anderen 
nicht offenkundig gewordene Verlust dem Schädiger annä­
hernd bekannt war. x .

Von einer bedingt vorsätzlichen Schadenszufügung wird 
immer dann auszugehen sein, wenn der Werktätige wieder­
holt, über mehrere Inventurzeiträume hinweg, die Aufdek- 
kung entstandener Fehlbeträge bewußt verhindert. In einem 
solchen Fall hat er mindestens für die Differenz zwischen 
dem von ihm ursprünglich festgestellten, hinsichtlich der Ur­
sachen bis dahin noch unaufgeklärten und dem durch seine 
Arbeitspflichtverletzung (Verschleierung) herbeigeführten 
weitergehenden Schaden einzustehen. Insofern nimmt er in 
Kauf, daß bestimmte, zwangläufig zu noch höheren Verlusten 
führende Umstände fortwirken können, die der Betrieb zu 
beseitigen außerstande ist.4 Allerdings wird nur in diesem 
speziellen Fall die Verschleierung eines bereits vorhandenen 
Fehlbestandes als Ursache für das weitere Anwachsen des 
Schadens in Betracht kommen.

Zur Wertung bestimmter schadensverursachender 
Arbeitspflichtverletzungen

Im Komplex der Arbeitspflichtverletzungen nimmt die nicht 
ordnungsgemäße Erfassung und Abrechnung von Erlösen 
eine zentrale Stelle ein. Der jederzeit hierüber zu führende 
kontrollfähige Nachweis ist eine grundlegende Arbeitspflicht, 
die überhaupt erst das Funktionieren des Systems von Rech­
nungsführung und Statistik garantiert. Da alle erzielten Ein­
nahmen sozialistisches Eigentum sind, sind sie lückenlos zu 
erfassen und entsprechend den betrieblichen Regelungen ab­
zurechnen. Werden sie nicht ausgewiesen und abgerechnet, 
entsteht grundsätzlich ein Schaden.

Die Schwierigkeit besteht in der Praxis meist darin, diese 
Verlustquelle eindeutig beweisbar zu lokalisieren. Die unter­
lassene bzw. unvollständige Abrechnung von Erlösen ist viel­
fach mit anderen Arbeitspflichtverletzungen gekoppelt, wie 
z. B.
— Nichtverwendung von Kassenrollen bei der Benutzung von

Registrierkassen,

— fehlende bzw. unvollständige Kassenplatzabrechnungen,
Kassenunterlagen und Warenberichte sowie

— nichtsignierte Schlußbons.
Die Verletzung solcher Pflichten, die sich aus den für die 

einzelnen Bereiche zutreffenden Kassenordnungen ergeben, 
muß im Zusammenhang mit dem sonstigen betrieblichen Ge­
schehen gewürdigt werden.

Die unzulässige Entnahme von Verkaufserlösen im „be­
trieblichen Interesse“ als Entgelt für die Erledigung von Re­
paraturarbeiten in der Verkaufseinrichtung sowie die Benut­
zung des eigenen Pkw zum Waren transport und dgl. wird im 
Rahmen der Ursachenforschung nicht selten als Schadensur­
sache festgestellt.

Speziell in Sortimentsbereichen wie Haushalts- und In­
dustriewaren wird der Werktätige kaum eine Begründung 
dafür finden, der berechtigten Annahme gewesen zu sein, 
daß der infolge vorsätzlicher Arbeitspflichtverletzung einge­
tretene Schaden auf Grund bestimmter objektiver oder sub­
jektiver Umstände noch vermeidbar war.

Vorwiegend von Beschäftigten im Gaststättenwesen wird 
gelegentlich der Einwand erhoben, sie hätten gehofft, durch 
die Abführung vereinnahmter Trinkgelder ein von ihnen ver­
mutetes oder bereits konkret ermitteltes Manko verhindern 
zu können. Einem solchen Argument ist nachzugehen, da es 
rechtserheblich für die Abgrenzung bewußter Fahrlässigkeit 
vom bedingten Vorsatz sein kann. Dabei ist auch von Bedeu­
tung, wie die Vereinnahmung der Trinkgelder gehandhabt 
wurde:

In von uns untersuchten Fällen stellte der Büffetverkauf 
bzw. „Verkauf über die Straße“ einen Schwerpunkt dar. 
Hier war jedoch typisch, daß entgegen existierenden betrieb­
lichen Anweisungen keinerlei Aufzeichnungen über Trink­
geldeinnahmen geführt wurden und die Gestaltung der 
Ware-Geld-Beziehungen teilweise jegliche Kontrollmöglich- 
keit außer Kraft setzte. Wer derart grob arbeitspflichtwidrig 
handelt, kann für sich nicht begründet in Anspruch nehmen, 
auf den Nichteintritt eines Schadens vertraut zu haben. Es 
ist also von bedingtem Vorsatz auszugehen.

Fehlbeträge werden auch dadurch verursacht, daß im Zu­
sammenhang mit Kassierungen aus dem Kundenbestell­
dienst bzw. dem Personaleinkauf Arbeitspflichtverletzungen 
in der Weise begangen werden, daß nicht nachprüfbar ist, ob 
die daraus erzielten Erlöse abgeführt wurden. Oft erfolgt die 
Abwicklung dieser Verkaufshandlungen über eine separate 
Kasse. Die vereinnahmten Geldbeträge werden aber nicht 
nachweisbar erfaßt bzw. die entsprechenden Unterlagen sind 
bei späteren Kontrollen angeblich oder tatsächlich nicht mehr 
vorhanden. Vom Werktätigen sollte zu dem ihm vorgehalte­
nen Sachverhalt stets eine Stellungnahme verlangt werden. 
Sein Vorbringen ist durch den Betrieb nachzuprüfen. Hieran 
dürfen jedoch keine überspitzten Anforderungen gestellt 
werden.

Werden also durch den Werktätigen bestimmte Kontroll- 
mechanismen im Erlöserfassungs-, Erlösabrechnungs- und 
Erlösabführungsprozeß bewußt umgangen und sind danach 
keine anderen Möglichkeiten des Nachweises mehr gegeben, 
ist davon auszugehen, daß die erzielten Einnahmen nicht er­
faßt wurden.

Wir halten es für zulässig, daß zur Ermittlung eines kon­
kreten Fehlbetrages — beispielsweise des in einer bestimm­
ten Zeitspanne oder an bestimmten Tagen in gleichen Berei­
chen erzielten Erlöses — rechnerische Durchschnittswerte, die 
auf langfristigen Erkenntnissen beruhen, als Bezugsgröße 
zugrunde gelegt werden.

Ein weiterer Komplex von Arbeitspflichtverletzungen be­
inhaltet den regelungswidrigen buchungsmäßigen Ausweis 
erzielter Erlöse. Verminderte Erlösabführungen sind auf ihre 
Berechtigung hin zu überprüfen. Bei nicht gerechtfertigten 
Absetzungen vom Erlös werden von den Werktätigen im we­
sentlichen solche Begründungen herangezogen wie
— durchgeführte Kassenproben,
— gefertigte Fehlbons (die weder die Gründe noch die Be­

stätigung des jeweiligen Leiters ausweisen),
— Kaufpreisrückzahlungen auf Grund anerkannter Garan­

tieansprüche bzw. Gewährung eines Preisrabatts,
— Inanspruchnahme des Fonds Handelsrisiko.

So gab es Fälle, in denen Mitarbeiter andere als die dafür 
vorgesehenen Waren zu verminderten Preisen verkauften. 
In den Senkungsprotokollen wurden dann zwar die tatsäch­
lich verkauften Waren bezeichnet, jedoch die Artikelnum- * S.
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